
Rente

Mehr Geld für Oldies
Die Pläne der Union für eine
Besserstellung erwerbstätiger
Senioren könnten zu hohen
Zusatzkosten für die Renten-
kasse führen. Das geht aus Be-
rechnungen des Bundessozial-
ministeriums hervor. Das Pa-
pier dient als Grundlage für
die Arbeitsgruppe der Koali -
tion, die am Dienstag über
neue Regeln für einen flexi -
bleren Renteneintritt berät.
Vertreter der Union votieren
dafür, dass Senioren, die Ren-
te beziehen und dennoch im
Ruhestand weiterarbeiten,
 damit auch ihre Altersversor-
gung steigern können. Bislang
ist das ausgeschlossen: Zwar
müssen die Arbeitgeber Bei-
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Windpark in
Mecklenburg-
Vorpommern
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Windkraft

Teurer Fehler im Ökostrom-Gesetz?

Ein handwerklicher Fehler in der Novelle des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) bringt Windkraftunternehmen in Be-
drängnis. Zwei Paragrafen, in denen Details zur Direktvermark-
tung von Ökostrom geregelt sind, widersprechen sich. Das hat
zur Folge, dass Zusammenschlüsse von Windparks ihren Strom
nicht mehr je nach der gelieferten Menge anteilig vermarkten
können. Im Bundeswirtschaftsministerium – Urheber des Geset-
zes – heißt es nun, dort sei nur ein einziger Fall bekannt. Daher
weigert sich die Behörde, den Fehler im Paragrafenwerk umge-

hend zu beheben. Windkraftverbände schätzen die Zahl der
 betroffenen Grünstrom-Unternehmen dagegen auf mindestens
10 bis 20. In einem Fall drohen dem Betreiber Millionenver -
luste, was das Unternehmen in seiner Existenz bedroht. Die
Grünen bringen in dieser Woche einen Gesetzentwurf mit
 einer Korrektur der EEG-Novelle in den Bundestag ein. „Es
kann nicht sein, dass wegen der Stümperei der Großen Koali -
tion am Ende Gerichte jahrelang mit Unsinn beschäftigt wer-
den“, sagt der Grünen-Abgeordnete Oliver Krischer. gt

Sparguthaben

Strafzins vertretbar
Verbraucherschützer halten
es für vertretbar, dass Ban-
ken Strafzinsen für Spareinla-
gen verlangen. Die Deutsche
Skatbank aus Altenburg in
Thüringen hatte vergangene
Woche angekündigt, als ers-
tes deutsches Kreditinstitut
von Sparern für große Ein -
lagen ab mindestens
500000 Euro einen
Strafzins zu verlan-
gen. Man könne den
Banken kaum vorwer-
fen, dass sie nicht
draufzahlen wollten,
wenn sie Geld anneh-
men, das sie selbst
nicht gewinnbringend
anlegen können, so

träge überweisen, allerdings
er höhen diese Zahlungen
die Rente erwerbstätiger Ru-
heständler nicht. Die Union
will das nun ändern. Laut
Sozialministerium ist da-
durch pro Jahr mit Mehraus-
gaben „in Höhe von 0,5 Mil-
liarden Euro“ zu rechnen.
Umfasse die Regelung auch
Minijobber, koste das lang-
fristig sogar rund eine Mil -
liarde Euro mehr. CDU und
CSU wollen an ihrem Vor-
schlag für den sogenannten
Flexi-Bonus trotzdem fest-
halten: „Wir sollten diejeni-
gen belohnen, die länger ar-
beiten wollen“, sagt Unions-
Wirtschaftsexperte Carsten
Linnemann. Die SPD ist mit
Verweis auf die Kosten bis-
lang zurückhaltender. cos

Niels Nauhauser, Finanz -
experte der Verbraucherzen-
trale  Baden-Württemberg:
„Das Zinsniveau wird von
der Europäischen Zentral-
bank vor gegeben.“ Falls die
Zentralbankzinsen auf dem
Niveau blieben oder gar
 weiter fielen, hält es der Ver-
braucherschützer nicht für
ausgeschlossen, dass andere
Banken nachziehen und auch

Kleinsparer Straf -
zinsen zahlen müs-
sen. Damit sei aller-
dings kurz fristig
nicht zu rechnen. Im-
merhin würden die
Banken einen Kun-
denexodus und einen
erheblichen Vertrau-
ensverlust riskieren.
mhs

Nauhauser


